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Das Thema stand nicht auf der
Brüsseler Tagesordnung.

Dennoch ist es kein Zufall, dass
die Euro-Gruppe ausgerechnet
jetzt die Managergehälter ins Vi-
siernimmt. RasantwachsendeEin-
kommen und Abfindungen für
scheidende Unternehmenschefs
sorgen invielenEU-Staaten fürÄr-
ger. Nicht nur in Deutschland,
auch in Frankreich, Italien und
Portugal streitet man über die an-
gemessene Bezahlung der Mana-
ger. In Zeiten steigender Inflation
und sinkenderReallöhne ist vor al-
lem der „goldeneHandschlag“ ein
Ärgernis.
Der Chef der Euro-Gruppe, Lu-

xemburgs Premier Jean-Claude
Juncker, hat eine feine Nase für
Aufreger-Themen. Juncker läuft
sich für eine Kandidatur um das
neue Amt des EU-Ratspräsiden-
ten warm – da kann es nicht scha-
den, ein populäres Thema aufzu-
greifen. Die Debatte ist ohnehin
überfällig. Allerdings verwundert
dieArt,wie Juncker&Co. das Pro-

blem angehen. Im Alleingang,
ohne Abstimmung mit der EU-
Kommission, demFinanzminister-
rat oder internationalen Gremien
haben sie ihre Offensive gestartet.
Auch die mangelnde Vorberei-
tung überrascht: Wenn man sich
schon so ein heikles Thema wie
die Managergehälter vornimmt,
sollte man mehr auf Lager haben
als vage Ideen und vollmundige
Sprüche. Juncker beklagte „skan-
dalös“ hohe Abfindungen, Lö-
sungsvorschläge blieb er jedoch
schuldig.
Dabei gibt es durchaus vernünf-

tige Ideen, wie man der Selbstbe-
dienungsmentalität mancher Ma-
nagerHerrwerdenkönnte. EinAn-
satz ist es, die Eigentümer, bei Ak-
tiengesellschaften also die Haupt-
versammlung direkt entscheiden
zu lassen, wie hoch Gehälter, Ab-
findungen und Pensionsansprü-
che der Spitzenmanager sein sol-
len. Offenheit ist ein gutes Mittel
gegen Kungeleien.
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Den Landesbanken und damit
dem hinter den Eigentümern
Sparkassen, Kommunen und

Ländern stehenden deutschen Steu-
erzahler stehen hohe zweistellige
Milliardenverluste durch Fehlinvesti-
tionen vor allem an den US-amerika-
nischen Finanzmärkten insHaus. Per
Mai 2008 kann man von einer Grö-
ßenordnungderVerluste bei denLan-
desbanken im Bereich von 15 bis 20
Milliarden Euro ausgehen. Hinzu
kommen auf Bundesebene rund acht
bis zehnMilliarden bei der IKB.
Viel wird derzeit diskutiert über

Schuld oder Unschuld der Manager
der Landesbanken und der Länderfi-
nanzminister des Jahres 2008. Dabei
völlig übersehen wird der alte Ban-
kengrundsatz: Bad loans are made in
good times. Die heutigen Ausfälle
sind das Ergebnis historischen Fehl-
verhaltens. Besonders von Interesse
hierbei ist die Zeit vom 17. Juli 2001
bis zum 18. Juli 2005: Das war die
Übergangszeit zwischender „Brüsse-
ler Verständigung“ und dem Stichtag
der daraus folgenden Abschaffung
der staatlichen Garantien für die von
den Landesbanken ausgegebenen
Verbindlichkeiten.
Ein Rückblick: Am 8. Mai 2001

hatte EU-Kommissar Mario Monti
der Bundesregierung vorgeschlagen,
die Staatsgarantien für neu aufge-
nommene Verbindlichkeiten zum 31.

März 2002 auslaufen zu lassen und
im Gegenzug kein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland
einzuleiten. Dagegen hatte sich bei
den Landesregierungen ein Sturm
der Entrüstung erhoben. Der zustän-
dige Staatssekretär imBundesfinanz-
ministerium, die Finanzminister von
NRW, Bayern und Baden-Württem-
berg sowie der Sparkassenverbands-
präsident handelten gegen erhebli-
che Widerstände der Kommission
und der gegen die Garantien klagen-
den privaten Bankenverbände eine
vierjährige Übergangsfrist aus, wäh-
rendderen die Landesbankenweiter-
hin garantierte Schulden aufnehmen
durften.
Daten der Bundesbank zeigen,

dass die Landesbanken in demsover-
längerten Übergangszeitraum ihre
staatlich garantiertenVerbindlichkei-
tenum rundeinViertel, etwa 100Mil-
liarden Euro, erhöhten. Dieser Be-
trag schließt Garantien für Zweckge-
sellschaften außerhalb der Bilanz
nicht ein und ist somit als untere
Grenze für die vom Steuerzahler zu
tragenden Risiken anzusehen.
Die Intentionder deutschenPoliti-

ker von damals, darunter Peer Stein-
brück, war offensichtlich: Das alte
Geschäftsmodell der Landesbanken
sollte so lange wie möglich weiterle-
ben. Aus diesemGrunde wurde auch
ein „grandfathering“ vereinbart, mit

dem Garantien für noch bis zum Jah-
resende 2015 auslaufende Landes-
bankschulden ermöglicht wurden.
Die Landesbanken wiederum pump-
ten sich voll mit dem billigen Geld,
solange es noch ging.
ImErgebnis der erfolgreichen kon-

zertiertenAktion derdeutschenPoli-
tik und des Sparkassenverbands sank

derAnteil der vomStaat garantierten
Verbindlichkeiten nur langsam.
Nach Berechnungen der Ratingagen-
tur Fitch war Ende 2007 rund die
Hälfte derVerbindlichkeitenderLan-
desbanken staatlich garantiert. Be-
rücksichtigt man das Aufblähen des
Volumens bis Juli 2005, so zeigt sich,
dass per Ende 2007 kaum mehr als
ein Drittel gegenüber dem Zeitpunkt
der Brüsseler Vereinbarung im Jahr
2001 abgeschmolzenwar.
Das fortgeführte alte Modell im-

plizierte zudem, dass die zugeflos-
sene Liquidität möglichst margen-
trächtig anzulegen war – und nicht

etwa in Anlagen wie Bundesanlei-
hen oder Pfandbriefen. Diese Ge-
schäftspraktiken waren den in den
Verwaltungsräten sitzenden Politi-
kern in groben Zügen bekannt. Nur
unter dieser politisch gewollten und
geförderten Konstellation konnte es
so weit kommen, dass zum Beispiel
dieWestLB unbehelligt eineTochter
an der Wall Street unterhalten
durfte, die für sie 23 Milliarden Euro
in amerikanischenWertpapieren an-
legte. Zusätzlich haben einige Lan-
desbanken wie die SachsenLB für
Milliarden in Zweckgesellschaften
außerhalbderBilanzGarantien abge-
geben. Neben dieser Verlagerung in
Anlagevehikel pumpten die Landes-
banken durch massive Ankäufe ihre
eigenen Bilanzen auf. So verdop-
pelte sich das Volumen der Wertpa-
piere in der Bilanz der WestLB zwi-
schen 2004 und 2005. Ein weiterer
Punkt war die massive Ausweitung
der Kredite an enge Geschäftspart-
ner wie die IKB, die ihrerseits dann
wieder Wertpapiere kauften. Kurz:
Niemand bei den Landesbanken
wusste zwischen 2001 und 2005, wo-
hin mit dem vielen vom Steuerzah-
ler garantiertenGeld.
Summiert man die Beträge, so ist

die Vermutung kaum von der Hand
zu weisen, dass eine derart starke
Aufblähungder amKapitalmarkt ver-
fügbaren Liquidität durch faktisch

staatlicheKreditaufnahme in erhebli-
chemMaße zur Kapitalmarktblase in
den Vereinigten Staaten beigetragen
hat. Man setze etwa die 100 Milliar-
den Euro zusätzlicher Emissionen
der Landesbanken mit dem Volumen
des Subprime-Verbriefungsmarktes
in den USA in Relation: Es erreichte
Anfang 2007 seinen höchsten Stand
mit rund 575Milliarden Euro. Ein Re-
chenbeispiel dazu: Nimmt man an,
dass die Landesbanken ihre Zusatzli-
quidität zu 25 Prozent in den Sub-
prime-Markt gepumpt haben, so hät-
ten sie so allein etwa fünf Prozent die-
ser US-Papiere gekauft.
Nachdem der Steuerzahler fünf

Milliarden Euro zur Absicherung der
WestLBbereitstellendurfte, bleibt so-
mit abzuwarten,wie dieEU-Kommis-
sion mit diesem politischen Affront
umgeht. Die Vorstellungen etwa von
Kommissarin Nelly Kroes, dass
NRW und WestLB ein glaubwürdi-
ges Restrukturierungskonzept bis
Sommerdieses Jahres vorlegen könn-
ten, um die Genehmigungsfähigkeit
der Beihilfe herbeizuführen, dürfte
selbst in Brüssel niemand teilen. Die
Frage ist eher, wie viel Druck
Deutschland ausüben kann, wenn
sich die EU noch einmal auf die Seite
der Steuerzahler stellen und eine
Schließung oder Zwangsfusion der
WestLB verlangen sollte.
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Der Zukauf der Telekom in
Griechenland ist nun endlich

geglückt. Der dringend benötigte
Befreiungsschlag für René Ober-
mann ist er aber nicht, dafür ist
das Unternehmen zu klein.
Interessant für die Telekom ist

OTE wegen seiner fünf Auslands-
gesellschaften in Osteuropa. Die
Telekomhat denFokus ihres inter-
nationalen Geschäfts neben den
USA ohnehin auf Osteuropa ge-
legt und ist dort mit Mobilfunk-
töchtern in sieben Ländern vertre-
ten.MitOTEergibt sichnur inMa-
zedonien eine Überschneidung.
Durch den Einstieg bei den

Griechen kann sich die Telekom
als führender Anbieter auf dem
Balkan etablieren – einer Region,
deren Volkswirtschaften wach-
sen. Durch geringere Roaming-
Kosten und ein zentrales Manage-
ment der Netze lassen sich lang-
fristig Synergien heben.
Nicht zu unterschätzen sind je-

dochdiepolitischenUnwägbarkei-
ten in Hellas. Die Verhandlungen

mit der griechischen Regierung
haben sich deutlich länger hinge-
zogen als geplant und standen zwi-
schenzeitlich kurz vor dem Schei-
tern. Die sozialistische Opposi-
tion hat bereits angekündigt, OTE
zu verstaatlichen, wenn sie an die
Regierung kommt. Erboste Ge-
werkschaften haben umfangreich
von ihren Trillerpfeifen Gebrauch
gemacht und werden Telekom-
chef René Obermann das Leben
nicht leichter machen.
Doch das griechische Chaos

könnte durchaus lehrreich sein
für die Telekom – als Vorberei-
tung auf die weitaus schwierige-
ren Umstände in Schwellenlän-
dern. Denn um einen Zukauf in
diesen Boomregionen wird Ober-
mann nicht umhinkommen, wenn
er dem Konzern wieder eine
Wachstumsperspektive geben
will. Auf dem schwierigen deut-
schen Markt, der noch die Hälfte
des Umsatzes beisteuert, ist das
mittelfristig nicht zu schaffen.
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MANAGERGEHÄLTER

Überfällige Debatte

OTE

Lehrreiches Chaos

Haben Sie einen, oder haben
Sie keinen? Das ist derzeit

dieGretchenfrage in Berlin. Einge-
weihte wissen, worum es geht.
Nicht etwa um einen Platz fürs
Endspiel der Fußball-Europameis-
terschaft. Nein, es geht um einen
Termin mit dem Dalai Lama. Des-
sen Deutschland-Besuch droht
zum eitlen Politiker- undMedien-
auftrieb zu verkommen.
Ein CDU-Ministerpräsident

nach dem anderen hat sich im Eil-
verfahren einen Termin-Slot im
Kalender des Dalai Lamas gesi-
chert –mit Kameras, versteht sich.
Gar nicht erpicht auf einen Ter-
minwaren dagegen die Bundespo-
litiker. Zunächst jedenfalls. Bun-
desaußenminister Frank-Walter
Steinmeier kann und/oder will
nicht, der Bundespräsident Horst
Köhler will und/oder kann nicht.
Die Kanzlerin kann definitiv
nicht. Sie weilt nämlich noch im
Ausland.
Das ist nicht gut. Denn in diesen

Tagen kann zwar ein Treffen von
den Chinesen schnell als Provoka-

tion missverstanden werden. Ein
Nicht-Treffenkann allerdings eben-
falls missverstanden werden – als
Verbeugung vor den Chinesen.
Deshalb hat die Bundesregie-

rung spätentschlossen gehan-
delt: ManschicktHeidemarieWie-
czorek-Zeul zum geistigen Ober-
haupt der Tibeter. Das sichert ein
Bild. Es bringt aber keinen Ärger
mit den Chinesen, da die Entwick-
lungshilfeministerin „HWZ“ for-
mal im Kabinetts-Rankingzunied-
rig steht, als dass China ernsthaft
verärgert reagierenmüsste.
Arg in seinen Terminrechten

beschnitten wird dadurch aber
FDP-Chef Guido Westerwelle, für
den nun offenbar kein Dalai-
Lama-Slot mehr frei ist. Was dies
angesichts der Bekenntnis-Stim-
mung in Berlin bedeutet, zeigt die
schriftliche Entschuldigung der
FDP-Pressestelle. Die erklärt de-
tailliert, warum der FDP-Chef
diesmal nur den tibetischen Exil-
Regierungschef SamdonghRinpo-
che treffen könne.
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DALAI LAMA

Eitle und Drückeberger
U

S-Präsident George W.
Bush hofft noch auf ein
Wunder: Bis zum Ende
seiner Amtszeit soll ein
belastbares Friedensab-

kommen zwischen Israelis und Paläs-
tinensern zustande kommen. Mit die-
semVersprechen traf Bush gestern be-
reits zum zweiten Mal in diesem Jahr
in Israel ein. Doch dort weiß man
ebenso gutwie bei denübrigenAkteu-
ren im Nahen Osten: Wunder dauern
bisweilen etwas länger.
Es spricht rein gar nichts dafür,

dass sich Bushs Optimismus erfüllen
wird. Zu spät, zu schwach, zu unausge-
reift, so lauten die Urteile über die
Nahost-Initiativen des US-Präsiden-
ten. Sein Traum, sich zum Ausklang
seiner Amtszeit in die Geschichtsbü-
cher eintragen zu können, wird wohl
unerfüllt bleiben. Und das hat er sich
selbst zuzuschreiben, denn den Frie-
densprozess im Nahen Osten hat
Bush erst im letzten Jahr im Weißen
Haus zu seinem Kernanliegen erklärt.
Doch kaum sechs Monate nach der
Konferenz von Annapolis ist der Im-
puls schon wieder verpufft. Palästi-
nenser und Israelis verhandeln zwar,
aber ohne greifbare Fortschritte.
Die Stagnation im Friedensprozess

hat einiges mit den Akteuren selbst
undvielmit den regionalenMachtver-
hältnissen zu tun. Nicht nur Bush gilt
als „lahme Ente“, auch Israels Minis-
terpräsident EhudOlmert und sein pa-
lästinensischerGesprächspartnerPrä-
sidentMahmoudAbbas sind politisch
angezählt. Olmert muss wohl auf-
grund vonKorruptionsvorwürfen frü-
her als geplant seinen Hut nehmen,

und Abbas scheidet wie Bush 2009
aus dem Amt. Seit der Machtüber-
nahme der Hamas im Gazastreifen
sind ihm die Hände weitgehend ge-
bunden. Wie wenig Aussicht auf ei-
nen raschen Friedensschluss besteht,
zeigt die Tatsache, dass sich Bush, Ol-
mert und Abbas nicht einmal zu ei-
nemDreiergespräch treffen werden.
Dass die Lage so verworren ist,

liegt nicht zuletzt an Iran. Im geostra-
tegischen Fernduell zwischen Tehe-
ran undWashington geht der Mullah-
Staat eindeutig als Sieger hervor. Der
Einfluss Irans in der Region ist seit
demIrak-Debakel derUSA spürbar ge-
wachsen.Wie stark er ist, hat Teheran
im Libanon kurz vor der Visite Bushs
demonstriert: Die kurzfristige Über-
nahme des sunnitischen West-Beirut
durch die schiitischenHisbollah-Mili-
zen, die Waffen und Rückendeckung
aus Teheran erhalten, muss für Bush
wie ein Schlag ins Gesicht gewirkt ha-
ben. Denn noch vor drei Jahren hatte
er sich gerühmt, der „Zedern-Revolu-
tion“ und damit seiner Vision von ei-
nem demokratischen Wandel im ge-
samtenMittlerenOstendenBodenbe-
reitet zu haben.
Nichts davon ist übrig geblieben.

Trotz der Milliardenhilfe für die pro-
westliche Regierung von Fuad Siniora
ist die Hisbollah im Libanon stärker
denn je, und ihre Verbündete unter
den Palästinensern, die Hamas, kon-
trolliert den Gaza-Streifen. Der Ein-
fluss der USA im Nahen Osten befin-
det sich auf einem Tiefpunkt. Bush
hat versäumt, sich persönlich und
rechtzeitig in die Verhandlungen ein-
zuschalten, imNahenOstengibt es da-

her weder mehr Frieden noch mehr
Demokratie. Das beunruhigt nicht zu-
letzt Staaten wie Saudi-Arabien, die
sich vonBush zwarnicht bekehren las-
sen wollen, aber nun den Machtzu-
wachs Teherans fürchten.
Die USA wollten den Nahen Osten

grundlegend verändern, haben aber
ein Vakuum produziert. Und dort hi-
nein stoßen nun die unberechenbaren
Iraner, die ihrenEinfluss in der Schwä-
chephase der USA systematisch aus-
bauen. Diese Vorstellung beunruhigt
nicht nur die Araber, sondern auch
die Europäer. Viele Kräfte in Israel
und bei den Palästinensern fordern
nun ein größeres Engagement
Europas. Dochweder die EUnoch das
Trio Großbritannien, Frankreich und
Deutschland, das sich ebenso enga-
giert wie erfolglos in die Verhandlun-
gen mit Iran über das umstrittene
Atomprogramm gestürzt hat, sind in
der Lage, das Vakuum auszufüllen.
Weder jetzt, nochwährenddesMacht-
übergangs inWashington.
Wenn es eine Rolle für die Euro-

päer gibt, dann bestenfalls eine assis-
tierende. Die EU kann dafür sorgen,
dass mehr für die Sicherheit vor Ort
geleistet wird, dass die Lebensbedin-
gungen der Palästinenser verbessert
undmehrBildungsangebote zurVerfü-
gung gestellt werden. Und damit hat
es sich. Als Makler für den Frieden
sind die Europäer nicht gefragt. Nicht
einmaldieUSAwerden so schnellwie-
der in diese Rolle schlüpfen können.
Der Friedenmuss von den Beteiligten
selbst errungen werden. Aber das
wäre schon ein kleinesWunder.
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Z ickzackkurse verwirren.
Das gilt auch für die deut-
schen Konjunkturdaten, die

dieser Tage veröffentlicht wer-
den. Da ist die hiesige Wirtschaft
imerstenQuartal unerwartet kräf-
tig gewachsen, wie das Statisti-
sche Bundesamt heute mitteilen
wird. Zeitgleich deuten Indikato-
ren darauf hin, dass die Konjunk-
tur im laufenden zweiten Quartal
nur noch stagnieren dürfte. Was
denn nun? Ist der starke Jahres-
start ein Ausreißer oder das
schleppende Frühjahr?
Beides. Ausschlaggebend für

dasAuf undAb imerstenHalbjahr
ist vor allem der milde Winter. Er
stärkte die Bauindustrie unge-
wohnt früh im Jahr. Durch diesen
Vorzieheffekt wirkt der Bau aber
im zweiten Quartal weniger als
Wachstumstreiber als sonst um
diese Jahreszeit.
Unterm Strich

gibt es also einen
starken Start ins
Jahr und danach
geht es geruhsamer
weiter. Doch insge-
samt wird 2008, so
viel ist schon jetzt
abzusehen, noch
ein ganz ordentli-
ches Jahr. Die Prognosen der Ex-
perten gehen bis zu zwei Prozent
Wachstum. Das ist viel für deut-
sche Verhältnisse, aber dennoch
sollten diese Voraussagen nicht
als Spinnerei vonOptimisten abge-
tan werden.
Weniger das laufende Jahr ist

also, saisonale Schwankungen hin
oder her, mit Unsicherheit behaf-
tet als vielmehr das kommende.
Denn es ist weder absehbar, wie
schnell sich die US-Wirtschaft
von der Finanzmarktkrise erholen
noch wie lange der Höhenflug des
Euros anhalten und wie stetig der
Ölpreis seine Rekordjagd fortset-
zenwird. Diese globalen Rahmen-
bedingungen der deutschen Kon-
junktur sind schwer einzuschät-
zen und kaum zu beeinflussen. Es
gibt aber auchBereiche,wodiePo-
litik, die Unternehmer und sogar
dieVerbraucher entscheidendmit-
mischen.
Sehr wichtig für die weitere

Wirtschaftsentwicklung wäre es,
endlich den privaten Konsum an-
zukurbeln. Er ist, anders als der
überaus starke Export, schon seit
Jahren der Schwachpunkt der
deutschen Volkswirtschaft. Ein
weiterer Ansatzpunkt ist, die In-
vestitionsbereitschaft der Unter-
nehmen zu erhöhen.
Die Politik tut allerdings wenig

dafür, in diesen Punkten voranzu-
kommen. Im Gegenteil: Sie verär-
gert Unternehmer wie auch Ver-
braucher –mit einemrückwärtsge-
wandten Schlingerkurs. Alles deu-
tet schon jetzt darauf hin, dass aus-
gerechnet 2009, im Jahr der kon-
junkturellen Unsicherheit, ein
Wahlkampf herrschen wird, der
diese Probleme noch vergrößern

wird. Denn auch für die Politik
gilt: Zickzackkurse verwirren.
Eines haben dieAkteure in Ber-

lin derzeit zwar gemeinsam: Sie
propagieren, dass der Auf-
schwung endlich bei den Men-
schen ankommen soll. Dass Politi-
kerparteiübergreifendeingemein-
sames Ziel haben, ist selten und
für sich besehen positiv.Wenn die
Wege, mit denen dieses Ziel er-
reicht werden soll, aber völlig un-
terschiedlich sind, droht am Ende
eine Richtung eingeschlagen zu
werden, die völlig in die Irre führt.
Und wenn obendrein der Zeit-
punkt rein wahltaktisch ausge-
wählt wird, droht diese Gefahr
erst recht.
Im Abschwung lassen sich die

Früchte des Aufschwungs nicht
verteilen. Der richtige Zeitpunkt
wurde verpasst. Das müssen sich

auch die Gewerk-
schaften vorhalten
lassen. Wenn Verdi
für die insgesamt
mehr als 400 000
Mitarbeiter der
deutschen Banken
umachtProzenthö-
here Gehälter
durchsetzen will,
muss sich die Ge-

werkschaft schon fragen lassen,
ob sie die gegenwärtigewirtschaft-
liche Entwicklung verfolgt.
Aktionismus hilft keinem der

Beteiligten. Was die Politik ge-
meinsam mit Unternehmen und
Gewerkschaften stattdessen tun
sollte, wäre eine gezielte Stärkung
der einkommensschwachen
Schicht. Sie ist es, die von den ho-
hen und immer höheren Lebens-
mittel- undRohstoffpreisenbeson-
ders betroffen ist. Diese Men-
schen sind es, die Geld ausgeben,
statt es zu sparen. Das kommt di-
rekt auch der Konjunktur zugute.
Richtig ist zwar grundsätzlich,

dass auchdie finanzkräftigereMit-
telschicht mehr ausgeben muss,
um den privaten Konsum deutli-
cher zu stärken. Das Kalkül eini-
ger Politiker, dies mit Steuersen-
kungen zu schaffen, dürfte aller-
dings zu kurz gedacht sein. Zumin-
dest, wenn dieWohltaten auf Kos-
ten der Haushaltskonsolidierung
finanziertwerden sollen. Denn er-
neut den Abbau der Staatsschul-
den hintanzustellen dürfte genau
dieser Einkommens- (und Wäh-
ler-)Schicht übel aufstoßen.
Wenn der Staat mehr und mehr
pleitegeht, werden sie denken,
dann müssen wir noch mehr pri-
vat vorsorgen. So kurbelt man den
Konsum nicht an.
Eine Politik der Geschenke auf

Pump würde daher das gewohnte
Ungleichgewicht in Deutschland
nochverstärken:Die Inlandsnach-
frage bleibt schwach, alles hängt
daher am Tropf der Weltwirt-
schaft. Das darf und kann nicht
das Ziel der größten Volkswirt-
schaft der Euro-Zone sein.
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RAINER SPEER,
Finanzminister (SPD) in Brandenburg, über die Ankündigung eines
Steuerkonzepts durch seinen Parteichef.

DER POLITISCHE GASTKOMMENTAR

Wie die Politik Milliarden in den USA versenkte
Die Schieflage der Landesbanken wurde durch das zähe Festhalten an Staatsgarantien begünstigt
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„Der
Beck hat

manchmal einen Aussetzer,
und da hatte er
wieder einen.“
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